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(Nr. 8331.) Geſetz, betreffend die Ueberweiſung einer Summe von 4,500,000 Mark an den 
Provinzialverband von Schleswig⸗Holſtein. Vom 9. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: i f 
. 1 


Dem Provinzialverbande von Schleswig⸗Holſtein wird zum Zweck der 


Verwendung im Intereſſe der durch die Kriegsereigniſſe von 18¼ Belaſteten 
die Summe von 4,500,000 Mark bewilligt und der Provpinzialvertretung mit 
der Maßgabe zur freien Verfügung geſtellt, daß damit alle aus den Kriegsereig⸗ 
niſſen der Jahre 18¼ hergeleiteten, gegen den Preußiſchen Staat erhobenen An⸗ 
ſprüche als vollſtändig beſeitigt anzuſehen ſind. 


9. 


Die Summe von 4,500,000 Mark iſt durch Veräußerung eines entſprechenden 
Betrages von Schuldverſchreibungen aufzubringen. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, 105 welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld- 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im en kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe, wegen 
Annahme derſelben als pupillen⸗ und depoſitalmäßige Sicherheit und wegen Ver⸗ 

Jahrgang 1875. (Nr. 8331—8332.) 54 a jäh⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 13. Juli 1875. 


jährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetz 
Samml. S. 1197.) zur Anwendung. ; a 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. a d i 


Gegeben Bad Ems, den 9. Juni 1875. 


J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. 


(Nr. 8332.) Geſetz, betreffend die Belegung von Geldern der gerichtlichen Depoſitorien, der 
Kirchen u. ſ. w. bei der Reichsbank. Vom 19. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was 
folgt: 1 


Sul 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, mit dem Deutſchen Reich auf fol⸗ 
genden Grundlagen einen Vertrag abzuſchließen: 


1) Die in den $$.21. 22. 23. und 25. der Bankordnung vom 5. Ok⸗ 
tober 1846. (Geſetz-Samml. S. 435.) 11 8 Rechte und Ver⸗ 
ar e der Preußiſchen Bank, betreffend die Belegung von Geldern 
er gerichtlichen Depofitorien, ſowie der Kirchen, Schulen, Hoſpitäler 
und anderer milden Stiftungen und öffentlichen Anſtalten, ſowie die 
auf Grund jener Beſtimmungen hinterlegten Beträge werden mit der 
Preußiſchen Bank auf die Reichsbank übertragen. i 


2) In dem Vertrage ift beiden Theilen das Recht der Kündigung vor⸗ 


zubehalten und über die Friſt und die Wirkungen derſelben Beſtimmung 
zu treffen. i 


$. 2. 


In Anſehung der nach Maßgabe des $. 1. Nr. 1. bei der Reichsbank be⸗ 
legten Gelder verbleibt es bei der hinſichtlich der Belegungen bei der Preußiſchen 
Bank bisher beſtandenen Garantie der Staatskaſſe. . 


$. 3 1 


ae 5 0 
Der Finanzminiſter und der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten werden mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 8 g 
Gegeben Bad Ems, den 19. Juni 1875. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. g 


(Nr. 8333.) Geſetz, betreffend die Vereinigung der Landgemeinde Damm mit der Stadt⸗ 
gemeinde Spandau. Vom 27. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 8 
125 


Die Landgemeinde Damm wird mit der Stadtgemeinde Spandau vereinigt. 


§. 2. 


Die zur Zeit der Bezirksveränderung vorhandenen Einwohner von Damm 
bleiben auf die Dauer von fünf Jahren von allen an die Stadt Spandau zu 
entrichtenden direkten Kommunalſteuern befreit. 


$. 3. 
Der Minifter des Innern ift mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 5 
ö Gegeben Bad Ems, den 27. Juni 1875. 


(. S) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
v. Kameke. Achenbach. 


(Nr. 8332-8334.) D 54 (Nr. 8334.) 


(Nr. 8334.) Geſetz, betreffend eine Abänderung des Geſetzs vom 24. März 1873, über die 


Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten (Geſetz⸗Samml. ©. 122.). 
Vom 28. Juni 1875. ö 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen at. 


verordnen, mit Zuſtimmung des Landtages der Monarchie, was folgt: 


Artikel J. 
Die Fh. 1. 4. und 10. des Geſetzes vom 24. März 1873. (Geſetz-Samml. 


S. 122.), betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatsbeamten, werden 


wie folgt abgeändert: 


$. 1. 
An Stelle der, Nr. VII. wird beſtimmt: 


VII. Andere Beamte, welche nicht zu den Unterbeamten zu zählen ſind 
4 Mark 50 pf (12 Thlr.) 
III Anterbeann nm 3. „ Thlr) 


$. 4. 


An Stelle der Vorſchriften unter Nr. I. 2. und 3. und II. 3. wird be⸗ 
ſtimmt: 


2) Die im $. 1. unter VI. und VII. 1 Beamten für die Meile 
75 Pf. 85 Silbergroſchen) und 2 Mark (20 Silbergroſchen) für 
jeden Zu⸗ und Abgang. ö 
3) Die im F. 1. unter Nr. VIII. genannten Beamten für die Meile 
50 Pf. (5 Silbergroſchen) und 1 Mark (10 Silbergroſchen) für 
jeden Zu⸗ und Abgang. 
II 


J Die im $. 1. unter VII. und VIII. genannten Beamten 2 Mark 
(20 Silbergroſchen). 


$. 10. 


Iſt der perſönliche Rang eines Beamten ein höherer, als der mit dem 
Amt verbundene, ſo iſt der letztere für die Feſtſtellung der Tagegelder- und 
Reiſekoſtenſätze maßgebend. Beamte, welche im Range zwiſchen zwei Klaſſen 
ſtehen, erhalten die für die niedrigere Klaſſe beſtimmten Sätze. Für Beamte, 
denen ein beſtimmter Rang nicht verliehen iſt, entſcheidet der Verwaltungschef 


in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter über die denſelben nach Maßgabe 90055 
j e= 


In gleicher Weiſe d die Entſcheidung 


Geſetzes zu gewährenden Säze. 
III. genannten zu 


darüber, welche Beamte zu den im F. 1. unter VII. und 
zählen ſind. . 


Artikel II. 


Durch Königliche un können die in dem Geſetze vom 24. März 
1873. beſtimmten Sätze an Tagegeldern und Reiſekoſten und die jenem Geſetze 
u Grunde liegenden Entfernungsmaaße in die Reichsmarkrechnung, beziehentlich 
in das Metermaaß übertragen und angemeſſen abgerundet werden. In gleichem 
Wege können die durch das gedachte Geſetz und durch den Artikel I. des gegen⸗ 
wärtigen Geſetzes für die verſchiedenen Beamtenklaſſen beſtimmten Sätze bis zur 
Höhe derjenigen Sätze Aid de werden, welche für die entſprechenden Beamten⸗ 
klaſſen in der auf Grund des $. 18. des Reichsgeſetzes vom 31. März 1873. 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 61.) zu erlaſſenden Kaiſerlichen Verordnung feſtgeſetzt werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 28. Juni 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
v. Kameke. Achenbach. 


(Nr. 8335.) Geſetz, betreffend die im Jahre 1876. vor Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats 
zu leiſtenden Staatsausgaben. Vom 30. Juni 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: b 


Einziger Artikel. 


| Da für das Jahr 1876. der Staatshaushalts-Etat nicht vor dem Be⸗ 1 
ginn des Jahres zur Feſtſtellung gelangen wird, ſo wird die Staatsregierung, 1 
unter Vorbehalt der verfaſſungsmäßigen Feſtſtellung des Staatshaushalts⸗Etats 
für das Jahr 1876., ermächtigt, die im Staatshaushalls Eat für das Jahr 1875. 
unter den dauernden Ausgaben vorgeſehenen Staatsausgaben bis zum 1. April 1876. 
in den Grenzen der bei den einzelnen Kapiteln und Titeln für das Jahr 1875. 
bewilligten Summen aus den Einnahmen des Jahres 1876. fortleiſten zu laſſen. 
(Nr. 8334-8335.) Die 


ür 1875. unter den einmaligen und außerordentlichen Ausgaben 
Abſchlagsraten von dem veranſchlagten Geſammtkoſtenbedarf ausge⸗ 
bracht Ind; 


b) für diejenigen Zwecke, welche ebendaſelbſt im | 


Kapitel 3. zur Fortſetzung der beſchleunigteren und vervollkomm⸗ f 
neteren topographiſchen Aufnahme und deren Vervielfältigung, 


Kapitel 4. Titel 2. zu Remunerationen und Dienſtaufwandsent⸗ 
ſchädigungen für 928 85 Beamten, welche mit der Ausführung der 
Verordnung vom 28. September 1867., betreffend die Ablöſung der 
dem Domainenfiskus im vormaligen Königreiche Hannover zuſtehenden 
Reallaſten, beauftragt werden, 
Kapitel 5. Titel 1. zur Ablöſung von Forſtſervituten, Reallaſten 

und Paſſivrenten, 
Titel 2. Prämien zu Chauſſeebauten im Intereſſe der Forſtver⸗ 
waltung, 5 


g Titel 3. zur Beſchaffung fehlender Förſterdienſtwohnungen 
(extraordinairer Zuſchuß zu Kapitel 2. Titel 15. des Ordinariums), 
Kapitel 6. zur Ausführung der anderweiten Regelung der Grund⸗ 
ſteuer in den Provinzen Schleswig⸗Holſtein, Hannover und Heſſen⸗ 
Naſſau, ſowie in dem Kreiſe Meiſenheim, 
Kapitel 7. Titel 5. zu Unterſtützungen für die in Folge Auf⸗ 
hebung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer und Einſtellung der Chauſſeegeld⸗ 
erhebung aus ihren bisherigen Stellungen zu entlaſſenden, zum Bezuge 
von Penſionen oder Wartegeldern aus dieſen Stellungen nicht bench 
tigten Kündigungsbeamten, 


Kapitel 9. Titel 71. 7 unvorhergeſehenen Straßen⸗, Damm⸗, 
Brücken⸗, Stadt⸗ und Landbauten, ſowie für Vorarbeiten, 


Kapitel 9. Titel 82. zur Ausführung der Strandordnung, 

Kapitel 10. Titel 1. zur Ausführung von Bohrverſuchen, 

Titel 2. zu Bauprämien für Berg⸗ und Hüttenleute, welche ſich 
Wohnhäuſer für eigene Rechnung bauen, 

Titel 3. zur Gewährung unverzinslicher Darlehne an ſolche Ber ⸗ 
und Hüttenleute, welche ſich in der Nähe von Staatswerken Wohn 
häuſer für eigene Rechnung bauen, . 4 + 

Kapitel 11. Titel 78. Dispoſitionsfonds zu unvorhergefehenen 
Ausgaben für die Staatseiſenbahnen, RUN 95 5 


z 


er 


apitel 14. 
usgaben 9 ngen 
mologiſchen und | | Mar 
Ti.itel 9. zur Hebung der Fiſcherei, 
Titel 10. für die wiſſenſchaftliche Kommiſſion in 
forſchung der Meere im Intereſſe der Seefiſcherei, 


Titel 12. zu Darlehnen und Unterſtützungen für größere gemein⸗ 


Kiel zur Er⸗ g 


je: | nützige Landesmeliorationen und Deichbauten 2c. (extraordinairer s- 
1 8 ſchuß zu Kapitel 111. Titel 9. des ordentlichen Etats unter den näm⸗ x 
lichen Verwendungsbedingungen), 3 
Titel 16. für das Dünenweſen in den Provinzen Preußen und 1 
er Pommern, e e 
vorgeſehen ſind. f Bl 5 


= UA.rkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 30. Juni 1875. 


€ (I. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
ee v. Kameke. Achenbach.“ 


1 
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(Nr. 8336.) Geſetz, betreffend die Ertheilung der Korporationsrechte an Baptiſtengemeinden. 
ö Vom 7. Juli 1875. RE 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 

He 


Baptiſtengemeinden können durch gemeinſchaftliche Sa aung der Minifter 
der Juſtiz, des Innern und der geiftlichen Angelegenheiten Korporationsrechte 
erlangen. g 

$. 2. 


Die Ertheilung der Korporationsrechte iſt nur zuläſſig und darf nicht ver⸗ 

ſagt werden, wenn 

1) der Bezirk der Gemeinde geographiſch abgegrenzt iſt, 

2) nach der Zahl und Vermögenslage der dazu gehörigen Mitglieder an- 
zunehmen ift, daß die Gemeinde den von ihr Behufs Ausübung ihres 
Gottesdienſtes nach ihren Grundſätzen zu übernehmenden Verpflich⸗ 
tungen dauernd zu genügen im Stande ſein wird, 

3) in dem Statut der Gemeinde keine Feſtſetzungen getroffen ſind, welche 
mit den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen im Widerſpruch ſtehen. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Carlsruhe, den 7. Juli 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. b 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


